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ZUSAMMENFASSUNG 
 

Studie für den REGI-Ausschuss −  
Zusammenarbeit zwischen Städten und 
Regionen in der EU und ihren 
ukrainischen Partnern 
 

Im Jahr 2022 hatten mehr als 1 000 
ukrainische Städte 
Partnerschaftsvereinbarungen mit 
ausländischen Partnern, während 
Behörden auf regionaler und lokaler 
Ebene nahezu 350 Vereinbarungen 
dieser Art unterzeichnet hatten. Die 
territoriale Zusammenarbeit erfolgte 
hauptsächlich mit regionalen und 
lokalen Gebietskörperschaften in den 
EU-Staaten, deren Anteil an der 
Gesamtzahl der Vereinbarungen bei 
über 70% lag. Die Dynamik der 

territorialen Zusammenarbeit mit der EU hatte im Zusammenhang mit der geopolitischen Lage, 
insbesondere der im Jahr 2014 begonnenen russischen Aggression, zugenommen. Aufgrund der 
2020 durchgeführten Dezentralisierungsreform in der Ukraine sank die Zahl der neu 
abgeschlossenen Vereinbarungen (die zudem durch die COVID-19-Pandemie erschwert wurden), 
da die neuen Selbstverwaltungen, insbesondere Bezirke, gefestigt werden mussten. Infolgedessen 
besteht erheblicher Spielraum für neue Partnerschaftsvereinbarungen, auch auf der lokalen Ebene, 
da mehr als die Hälfte der kleineren Städte in der Ukraine keine formelle internationale 
Zusammenarbeit vereinbart haben. 

Die Zusammenarbeit ukrainischer Städte und Regionen mit europäischen Partnern lässt sich am 
besten im Rahmen von nachbarschaftlichen Beziehungen entwickeln, die zudem von der 
geografischen Nähe unter anderem auch durch die kulturelle Nähe beeinflusst werden. Daher 
haben ukrainische Städte und Regionen bei Weitem die meisten Vereinbarungen mit polnischen 
Partnern geschlossen. In zweiter Linie wurden Partnerschaftsvereinbarungen mit Städten und 

Das vorliegende Dokument ist eine Zusammenfassung der Studie über die Zusammenarbeit 
zwischen Städten und Regionen in der EU und ihren ukrainischen Partnern. Die vollständige 
Studie ist in englischer Sprache unter folgendem Link abrufbar: https://bit.ly/3F8gu3y 

https://bit.ly/3F8gu3y
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Regionen in anderen mittel- und osteuropäischen Ländern (MOEL) geschlossen, insbesondere in 
den Nachbarländern Slowakei, Ungarn und Rumänien, doch auch die Anteile von Litauen, 
Tschechien, Bulgarien und Deutschland sind beachtlich. Mit anderen Ländern der Europäischen 
Union gab es weitaus weniger Vereinbarungen, wobei die meisten davon mit französischen und 
italienischen regionalen und lokalen Gebietskörperschaften geschlossen worden waren.  

Die territoriale Zusammenarbeit der ukrainischen Städte und Regionen war regional sehr 
unterschiedlich ausgestaltet. Es waren wesentlich mehr Partnerschaftsvereinbarungen von 
regionalen und lokalen Gebietskörperschaften in den westlichen und zentralen Teilen des Landes, 
insbesondere in den Grenzregionen, sowie in der Nähe der Hauptstadtregion geschlossen worden 
(wenn auch mit Ausnahmen). Dagegen waren Städte und Regionen im östlichen Teil des Landes 
weitaus weniger in territoriale Zusammenarbeit eingebunden. Das betraf vor allem die kommunale 
Ebene. 

Die Beteiligung regionaler und lokaler Gebietskörperschaften aus der Ukraine in europäischen 
Organisationen von Städten und Regionen ist in quantitativer Hinsicht (d. h. im Hinblick auf die Zahl 
der ukrainischen Mitglieder) relativ gering. In größerem Umfang haben sich ukrainische Städte und 
Regionen an euroregionaler Zusammenarbeit beteiligt, die im Allgemeinen in den MOEL relativ gut 
entwickelt ist – zumindest in formaler Hinsicht. Die Bedeutung dieser Zusammenarbeit wird an der 
Errichtung der ersten Europäische Verbünde für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) an der 
Außengrenze der Europäischen Union zwischen Ungarn und der Ukraine ersichtlich. 

Seit der EU-Erweiterung im Jahr 2004 sind Programme für die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit ein stabiles Mittel zur Unterstützung der territorialen Zusammenarbeit zwischen 
EU-Ländern und der Ukraine. Im Programmplanungszeitraum 2014-2020 wurden für Programme 
für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit, in die die Ukraine einbezogen war, ca. 370 Mio. EUR 
zugewiesen, sodass mit ukrainischen Partnern etwa 270 Projekte mit einem Wert von 240 Mio. EUR 
umgesetzt werden konnten. Die Höhe der Zuweisungen für Programme für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit der Ukraine wurde in der derzeitigen finanziellen 
Vorausschau beibehalten. Die Beteiligung der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften an der 
Umsetzung dieser Programme war erheblich und nahm insbesondere auf lokaler Ebene zu. Die 
Zuteilung der Mittel an Begünstigte in der EU und den Nachbarländern war ausgewogen, die 
europäischen Partner fungieren allerdings häufiger (zu 65 %) als Projektverantwortliche.  

Die Möglichkeit ukrainischer Partner zur Teilnahme an länderübergreifenden Programmen für die 
Zusammenarbeit war dagegen eingeschränkt, da nur vier Regionen der Ukraine in das 
transnationale Programm für den Donauraum einbezogen waren, an dem insgesamt 14 Länder 
beteiligt sind, die durch die makroregionale Strategie erfasst sind. Infolgedessen hatte die Ukraine 
einen kleinen Anteil an diesem Programm, sowohl im Hinblick auf die Zahl der Projekte (ca. 10%) als 
auch auf das Budget (ca. 1%). Darüber hinaus waren regionale und lokale Gebietskörperschaften 
aus der Ukraine nicht an europäischen Programmen für die interregionale Zusammenarbeit wie 
Interreg Europe, URBACT, INTERACT oder ESPON beteiligt. 

Neben den Programmen für die territoriale Zusammenarbeit gibt es auch eine Reihe von 
Programmen und Initiativen im Rahmen der europäischen Nachbarschaftspolitik, mit denen 
Dezentralisierungsprozesse in der Ukraine zur Förderung des Wissenstransfers und der 
Zusammenarbeit auf unterschiedlichen Verwaltungsebenen unterstützt werden (zum Beispiel U-
LEAD with Europe). In anderen Initiativen im Rahmen der Östlichen Partnerschaft werden regionale 
und lokale Gebietskörperschaften aus der Ukraine ebenfalls an der territorialen Zusammenarbeit 
beteiligt, zum Beispiel in den Bereichen Energiewende (Covenant of Mayors-East) und 
Wirtschaftsentwicklung (Mayors for Economic Growth). Die territoriale Zusammenarbeit wird 
außerdem indirekt durch horizontale EU-Programme für wissenschaftliche Zusammenarbeit, 
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Jugend- und Studierendenaustausch, Kulturaustausch sowie Umweltschutz und Klimawandel 
unterstützt. 

Trotz der Evaluierungen der einzelnen Programme ist es aufgrund der Vielfalt der territorialen 
Zusammenarbeit schwierig, auf umfassende Querschnittsstudien über die Auswirkungen der 
Zusammenarbeit zwischen Städten und Regionen in der EU und ihren ukrainischen Partnern zu 
verweisen. Dennoch kann festgestellt werden, dass die Zusammenarbeit mit immateriellen 
Vorteilen einhergeht, etwa in Form von wachsendem gegenseitigen Vertrauens, Wissenstransfers 
und einer verbesserten institutionellen Kapazität. Diese immateriellen Auswirkungen sind die 
Voraussetzung für konkretere Vorteile, zum Beispiel Investitionsprojekte im Hinblick auf 
Konnektivität, Umweltschutz, Lebensqualität usw.  

Für die territoriale Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und der Ukraine bestehen 
einige Hemmnisse im Hinblick auf infrastrukturelle, rechtliche und institutionelle, wirtschaftliche, 
finanzielle, soziale sowie physische Angelegenheiten. Die wichtigsten Hemmnisse davon sind – 
neben den finanziellen – offenbar diejenigen, die im Zusammenhang mit den administrativ-
rechtlichen, institutionellen und soziokulturellen Bereichen stehen. Die Umsetzung der aus 
europäischen Fonds finanzierten Projekte ist außerdem mit Problemen behaftet, darunter die 
Diskrepanz zwischen dem Umfang der Mittel und dem Bedarf, fehlendes auszureichendes Wissen 
über die Verfahren und andere administrative und rechtliche Hemmnisse. 

Bei der Bewertung der Aussichten für eine Weiterentwicklung der territorialen Zusammenarbeit der 
EU mit der Ukraine ist zu beachten, dass die am 24ten Februar 2022 begonnene russische 
Aggression auf der einen Seite aufgrund der anhaltenden Kriegshandlungen zwar einen schweren 
Rückschlag bedeuten, auf der anderen Seite dadurch aber auch Gelegenheiten eröffnet werden, die 
bestehenden partnerschaftlichen Beziehungen zu erneuern und neue zu gründen. Diese 
Beziehungen können in der Tat nicht nur nützlich sein, um humanitäre Hilfe bereitzustellen, sondern 
es kann dadurch auch ein wichtiger Beitrag zum Nachkriegs-Wiederaufbau geleistet werden. 
Europäische Organisationen europäischer Städte und Regionen einschließlich derjenigen, die an 
der Europäischen Allianz der Städte und Regionen für den Wiederaufbau der Ukraine teilnehmen, 
können in diesem Prozess eine wichtige Rolle spielen. 

Durch die territoriale Zusammenarbeit zwischen der EU und der Ukraine kann weiteres Potenzial für 
die Stärkung der Verwaltungskapazitäten der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften in der 
Ukraine freigesetzt werden, unter anderem durch Peer-Learning-Prozesse, Austausch über 
bewährte Verfahren und Leistungsvergleiche. Die regionalen und lokalen Gebietskörperschaften 
aus der EU können ihre ukrainischen Partner bei der weiteren Demokratisierung der Gesellschaft 
unterstützen, mit dem Ziel die Ukraine weiter an die EU-Normen heranzuführen. Durch neue 
Partnerschaften zwischen lokalen und regionalen Verwaltungen besteht ein Potenzial, die 
Zivilgesellschaft in der Ukraine zu unterstützen, indem die Instrumente für die soziale Beteiligung 
und die direkte Einbeziehung der Gemeinschaft bei der Umsetzung von Projekten entwickelt 
werden. 

Auf der Grundlage der Untersuchungen können die folgenden Politikempfehlungen auf 
strategischer Ebene vorgeschlagen werden: 1. es ist notwendig, bestehende und neue 
Partnerschaftsvereinbarungen zwischen Städten und Regionen in EU-Ländern und in der Ukraine 
zu unterstützen; 2. die Entwicklung der territorialen Zusammenarbeit mit lokalen 
Gebietskörperschaften im östlichen Teil der Ukraine sollte angestrebt werden, auch durch 
Einbeziehung von regionalen und lokalen Gebietskörperschaften aus mehr EU-Ländern als bisher; 
3. es ist notwendig, die länderübergreifende Zusammenarbeit der Ukraine zu stärken und es den 
ukrainischen Interessenträgern zu ermöglichen, sich an europäischen Programmen für die 
interregionale Zusammenarbeit zu beteiligen; 4. die Koordinierung der laufenden territorialen 
Zusammenarbeit sollte unterstützt werden, auch durch die Suche nach Synergieeffekten zwischen 
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länderübergreifenden und horizontalen EU-Programmen; 5. es ist notwendig, die Bemühungen um 
die Beseitigung der verschiedenen Hemmnisse für die territoriale Zusammenarbeit fortzusetzen, 
besonders im Hinblick auf Hemmnisse administrativer und rechtlicher (z. B. Partnerschaften und 
TAIEX), institutioneller (z. B. Transparenz und Rechtsstaatlichkeit) sowie soziokultureller Natur (z. B. 
Jugendaustausch, Fremdsprachenkenntnisse); 6. es ist notwendig, bei Programmen für den 
Nachkriegs-Wiederaufbau der Ukraine der Rolle der lokalen Gebietskörperschaften und der 
territorialen Zusammenarbeit angemessen Rechnung zu tragen. 
 

 

 

Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/3F8gu3y 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den REGI-Ausschuss sind abrufbar 
unter: 

https://research4committees.blog/regi/ 
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